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Allgemeinverfügung
der Landeshauptstadt München
für das Bootfahren und Baden in der Isar

Vollzug der Wassergesetze;
Regelung des Gemeingebrauchs an der Isar nach Art. 18  
Abs. 3 BayWG; Bootfahr- und Badeverbot in der Isar im 
Stadtgebiet der Landeshauptstadt München

Die Landeshauptstadt München – Referat für Klima- und  
Umweltschutz – erlässt zur Regelung des Gemeingebrauchs 
auf der Isar folgende

Allgemeinverfügung:
1.  Das mit Allgemeinverfügung vom 19.07.2021 verfügte Boot-

fahr- und Badeverbot im Gebiet der Landeshauptstadt 
München von der südlichen Stadtgrenze gleich nach der 
Großhesseloher Brücke bis zur Leinthaler Brücke im Nor-
den wird mit sofortiger Wirkung widerrufen. Bootfahren und 
Baden ist wieder in den nach der geltenden Bade- und 
Bootverordnung erlaubten Bereichen zugelassen.

2.  Die Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 des Baye-
rischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) als be-
kannt gegeben durch die Veröffentlichung des Tenors in der 
Presse sowie im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
unter https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtrecht/Amts-
blatt.html und https://www.muenchen.de/rathaus/Stadt-
verwaltung/referat-fuer-klima-und-umweltschutz/Bekannt-
machungen.html.

3. Es werden keine Kosten erhoben.

Hinweise:

1.  Für die Isar ab 100 m nördlich der Thalkirchner Brücke bis 
zur Max-Joseph-Brücke sowie ab 200 m südlich des Ober-
föhriger Wehrs bis zu nördlichen Stadtgrenze bei der 
Leinthaler Brücke gilt generell ein Befahrungsverbot nach 
der Verordnung über die Beschränkung des Gemeinge-
brauchs an den oberirdischen Gewässern innerhalb der 
Landeshauptstadt München (Bade- und Bootverordnung). 
Dieses ist weiterhin zu beachten.

2.  Das Bootfahren durch die Floßgasse am Marienklausen-
steg ist seit 03.04.2020 bis auf Weiteres verboten. Grund 
hierfür ist eine Gefahrenstelle in der Floßgasse.

3.  Die Befahrung der Isar erfolgt stets auf eigene Gefahr und 
sollte nur mit geeigneter Ausrüstung bei entsprechendem 
Können erfolgen. Es ist immer mit einhängenden Bäumen, 
Treibholz, Kiesansammlungen, Strudelbildung u. ä. auch 
unter Wasser zu rechnen.

4.  Das Baden ist nur in den nach der Bade- und Bootverord-
nung freigegebenen Abschnitten erlaubt. In unmittelbarer 
Nähe von Stau- und Triebwerksanlagen, Überfällen, Schleu-
sen, Strudelbildungen, Regenauslasskanaleinmündungen 
und sonstigen Gefahrenstellen ist das Baden generell ver-

Nachrichtliche Veröffentlichung der Unterschreitung der 
7-Tage-Inzidenz von 25 Neuinfektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen zu der Bekanntmachung vom 07.08.2021 
durch Veröffentlichung im Internet (www.muenchen.de/
corona), in Rundfunk und Presse im Amtsblatt der  
Landeshauptstadt München vom 20. August 2021. 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2947) und der 
Dreizehnten Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen-
verordnung (13. BayIfSMV) vom 5. Juni 2021 (BayMBl. 
2021 Nr. 384, BayRS 2126-1-17-G), zuletzt geändert durch 
die Verordnung zur Änderung der Dreizehnten Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom  
27. Juli 2021 (BayMBl. 2021 Nr. 516);
Bekanntmachung der Landeshauptstadt München hin-
sichtlich der Unterschreitung der 7-Tage-Inzidenz von  
25 Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 
100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen

Die Landeshauptstadt München gibt gemäß § 1 Nr. 2 und 3 
der Dreizehnten Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung (13. BayIfSMV) vom 5. Juni 2021, zuletzt geändert
durch die Verordnung zur Änderung der Dreizehnten Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 27. Juli 
2021, als zuständige Kreisverwaltungsbehörde Folgendes 
amtlich bekannt:
Die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (sog. 7-Tage-
Inzidenz) hat im Stadtgebiet der Landeshauptstadt München 
an fünf aufeinanderfolgenden Tagen den Inzidenzwert von  
25 unterschritten.
Ab dem 9. August 2021, 0.00 Uhr, gelten im Stadtgebiet Mün-
chen deshalb die in der 13. BayIfSMV festgelegten inzidenz-
abhängigen Regelungen für einen Inzidenzwert unter 25.
Dies gilt solange, bis sich nach § 1 Nr. 1 der 13. BayIfSMV 
eine Änderung des maßgeblichen Inzidenzbereichs ergibt, 
was die Landeshauptstadt München entsprechend § 1 Nr. 3 
der 13. BayIfSMV amtlich bekannt machen wird.
Die Entwicklung der Inzidenzzahlen wird täglich auf der 
Homepage der Landeshauptstadt München unter  
www.muenchen.de/corona veröffentlicht.

Hinweis:
Die jeweils einschlägigen inzidenzabhängigen Regelungen für 
höhere Schwellenwerte gelten trotz des Unterschreitens einer 
7-Tage-Inzidenz von 25 weiterhin unverändert fort, sofern sich
keine Erleichterungen bezüglich der maßgeblichen Regelun-
gen für einen Inzidenzwert unter 25 ergeben.

München, 07. August 2021 Kreisverwaltungsreferat
  Dr. Böhle
  Berufsmäßiger Stadtrat
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boten. Nähere Informationen zu den Erlaubnisbereichen 
sind abrufbar unter https://www.muenchen.de/rathaus/
Stadtverwaltung/Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/
Wasser_und_Boden/Isar.html.

5.  Nach Art. 39 Abs. 2 Nr. 5 BayVwVfG bedarf es bei der  
öffentlichen Bekanntmachung der Allgemeinverfügung kei-
ner Begründung. Interessierte können den vollständigen 
Bescheid per E-Mail bei der Landeshauptstadt München 
(Referat für Klima- und Umweltschutz, RKU-US13, Bayer-
straße 28a, 80335 München) unter der E-Mail-Adresse  
isar-wasser.rku@muenchen.de anfordern. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach  
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht München, Bayerstr. 30, 80335 München, erhoben  
werden, schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in  
einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form.1

München, den 29. Juli 2021 Referat für Klima- und 
  Umweltschutz  
  RKU-US13

1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht zugelas-
sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen  
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de). 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor dem Verwaltungs-
gericht infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
Eine Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen diesen Bescheid hat wegen 
der Anordnung der sofortigen Vollziehung keine aufschiebende Wirkung. 
Beim Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Bayerstr. 30,  
80335 München, kann die Anordnung der aufschiebenden Wirkung  
beantragt werden.

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheids  
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Ottobrunner Str. 3
Gemarkung Sektion IX, Flurnr. 18465/3 und 18465,  
Stadtbezirk 16
Neubau der Wohnanlage mit Tiefgarage – VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 30.07.2021, Az. 1.7-2020-23224-31, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn wird der Vorbescheid durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt. Die Nachbarn haben die Möglich-
keit, entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den 
Bescheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, einsehen. Vereinbaren Sie dazu bitte einen 
Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-31@muenchen.de 
bzw. Telefonnummer 233-20549.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-

gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 30. Juli 2021 Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Sebastian-Bauer-Str. 25
Gemarkung Perlach, Flurnr. 230/0, Stadtbezirk: 16
Neubau eines Einfamilienhauses mit einem PKW-Stellplatz

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 03.08.2021, Az. 1.2-2021-12797-31, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter einer 
baumschutzrechtlichen Gestattung, Auflagen und Befreiun-
gen erteilt.
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Den Nachbarn wird die Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen 
den Bescheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem 
Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-31@
muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-20549.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 04. August 2021  Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Carl-Orff-Bogen 160, 162, 164, 172
Gemarkung Freimann / Flurnr. 222/17 / Stadtbezirk 12
Einbau von Gauben und Dachflächenfenstern in 4 Reihen-
häuser einer Hauszeile

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 03.08.2021, Az. 1.23-2021-9519-41, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 222/16, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können sich über das Baugenehmigungsver-
fahren bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 540 informieren. Wenden 
Sie sich dazu bitte an die E-Mailadresse plan.ha4-41@muen-
chen.de bzw. Telefonnummer 233-22467.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
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fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 03. August 2021  Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Buttermelcherstr. 16
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: FlNr. 11822/0,  
Gemarkung Sektion VI, Stadtbezirk 02
Neubau einer Wohnanlage mit Tiefgarage –  
VORBESCHEID (Buttermelcherstr. 16 / Baaderstr.)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.08.2021, Az. 1.7-2021-6640-21, wurde ein 
positiver Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Flst.Nr. 11824, Flst.Nr. 11826, Flst.Nr. 11791/2, 
Flst.Nr. 11813, Flst.Nr. 11815/1, Flst.Nr. 11815/2, Flst.Nr. 
11815/3, Flst.Nr. 11816, Flst.Nr. 11817, Flst.Nr. 11818,  Flst.Nr. 
11819 und Flst.Nr. 11821die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke teilweise im Eigentum von mehr 
als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zustel-
lung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustel-
lung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-21@
muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-21544.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-

spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 04. August 2021 Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Wimmerstr. 3
Gemarkung Oberföhring, Flurnr. 412/67, Stadtbezirk: 13
Sanierung eines Einfamilienhauses mit DG-Ausbau

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.08.2021, Az. 1.23-2021-11318-31, wurde  
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
einer Auflage erteilt.

Den Nachbarn wird die Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen 
den Bescheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem 
Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-31@ 
muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-20549.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
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80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 04. August 2021 Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Neurieder Straße 4 – 12
Neubau einer Wohnanlage mit 143 Wohnungen, 
Kinderkrippe und Tiefgarage
Gemarkung Forstenried, Flurnr. 572/2, 572/3 und 572/4, 
Stadtbezirk: 19

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 30.07.2021, Az. 1.1-2021-5115-33, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter  
Nebenstimmungen sowie Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau-

genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 438, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-25914.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO).  
Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgegnerin  
(in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 04. August 2021  Referat für Stadtplanung und
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission
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Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 06. August.2021 Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Paul-Heyse-Str. 7, Bayerstr. 49-53,  
Schwanthalerstr. 46-50
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 7342/0,  
Gemarkung Sektion V, Bezirk 02
Reorganisation des ehem. Postbank-Karrees – Teilabriss 
Sanierung und Neubau auf der Basis der best. Gebäude-
struktur zur Integration eines öffentlichen Hofes (über-
wiegend Büronutzung, im EG zusätzlich Gastronomie und 
Einzelhandel)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 30.07.2021, Az. 602-1.111-2021-7334-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen und Befreiungen 
erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nrn. 7321, 7326, 7328, 7342/1 und 7400  
und die Eigner der Grundstücke auf der gegenüberliegenden 
Straßenseite der Paul-Heyse-Str. Fl.Nrn. 7583,7589 und 7591, 
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 220, einsehen. 
Ver einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail-
adresse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233-21546.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Hohenzollernstr. 40
Gemarkung Schwabing, Flurnr. 404/20, Stadtbezirk 12
Ausbau Speicher zu Wohnen, Anbau Balkone, Errichtung 
Dachterrasse (VGB) und Gaube (RGB), Nutzungsände-
rung Gewerbe zu Wohnen (Anbau OG 1), Technikraum zu 
Gewerbe (UG) – TEKTUR zu 1.2-2020-20716-41 – hier:  
Errichten eines außenliegenden Aufzugs, Rekonstruktion 
der historischen Giebelwand (Südfassade) und eines 
Fensters (EG zum Hof) 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 06.08.2021, Az. 1.202-2021-4037-41, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Nebenstimmungen/Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 404/14, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können sich über das Baugenehmigungsver-
fahren bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 540, informieren. Wenden 
Sie sich dazu bitte an die E-Mailadresse: plan.ha4-41@muen-
chen.de bzw. Telefonnummer 233-22236.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
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Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 30. Juli 2021 Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Bekanntmachung 
Bauleitplanverfahren
hier:  Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des 

Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 19 Thalkirchen-Obersendling-Forstenried- 
Fürstenried-Solln

Grafik 1

Grafik 2

Änderung des Flächennutzungsplanes mit integrierter Land-
schaftsplanung und vorhabenbezogener Bebauungsplan mit 
Grünordnung Nr. 1930c
Siemensallee (nördlich),
Baierbrunner Straße (westlich) 
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 – Aufhebung des Aufstellungs- und Einleitungsbeschlusses 
und Verzicht auf Aufhebung des übergeleiteten Bebauungs-
plans gemäß § 173 Abs. 3 BBauG –

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2170
Siemensallee (nördlich),
Baierbrunner Straße (westlich)
– Aufstellungsbeschluss und Qualifizierung des Aufstellungs-
beschlusses Nr. 1930 –

Die Vollversammlung des Stadtrats hat am 28.07.2021 für  
das genannte Gebiet die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
mit Grünordnung Nr. 2170 und die Aufhebung des im Umgriff 
gemäß neuem Aufstellungsbeschluss liegenden Aufstellungs-
beschlusses vom 16.12.2015 für den Bebauungsplan mit  
Grünordnung Nr. 1930c beschlossen. Die Ziele dieses Aufstel-
lungsbeschlusses werden nicht mehr weiterverfolgt. Der Um-
griff des aufgehobenen Aufstellungsbeschlusses Nr. 1930c ist 
in Grafik 1 dargestellt, der Umgriff des Aufstellungsbeschlus-
ses für den Bebauungsplan Nr. 2170 in Grafik 2. 

Ziel der Bebauungsplanung mit Grünordnung ist die Revitali-
sierung einer Gewerbebrache durch Erhalt, Sanierung und Er-
gänzung des bestehenden stadtbildprägenden Hochhauses 
an der Baierbrunner Straße 54. Eine wohnverträgliche Gewer-
benutzung entsprechend der Darstellung des geltenden Flä-
chennutzungsplanes mit integrierter Landschaftsplanung soll 
beibehalten werden. Teilbereiche des Erdgeschosses und des 
Dachgeschosses sollen öffentlich zugänglich sein.

Sich unterordnende Neubauten nördlich bzw. südlich des  
bestehenden Hochhauses sollen mit ihren Nutzungsmöglich-
keiten die gewerblichen Nutzungen im Hochhaus ergänzen. 
Bei der Anordnung des südlichen Baukörpers soll durch an-
gemessenen Abstand die Wirkung des freistehenden Bestan-
des beachtet werden. 

Zur Integration in den städtebaulichen und freiräumlichen 
Kontext soll das Grundstück auch weiterhin einen offenen 
Charakter aufweisen. Ebenso soll eine für die Öffentlichkeit 
uneingeschränkt nutzbare Durchgangszone mit Aufenthalts-
qualität nördlich des bestehenden Hochhauses in ostwestli-
cher Richtung die Integration in das übergeordnete Gesamt-
konzept mit der angrenzenden Nachbarschaft gewährleisten.

Für die das Grundstück umgebende Nachbarschaft soll eine 
möglichst hohe Wohn- und Aufenthaltsqualität u.a. mit ausrei-
chenden Maßnahmen zum erforderlichen Immissionsschutz 
berücksichtigt werden.

Attraktive Freiflächen für die Beschäftigten, aber auch für  
die Anwohnerschaft  sollen geschaffen werden. Der wertvolle 
Baumbestand und das landschaftlich bzw. parkartig geprägte 
Landschaftsbild an der Siemensallee und der südlichen  
Baierbrunner Straße sollen erhalten werden.

Der stadtgeschichtliche und stadträumlich relevante Fassa-
dencharakter soll bei der Entwicklung einer neuen Fassade 
aufgegriffen werden.

Die entstehenden Verkehre sollen verträglich an das beste-
hende Verkehrsnetz angebunden, die notwendigen Stellplätze 
in einer an die Siemensallee angebundenen Tiefgaragenanla-
ge untergebracht und ein zukunftsorientiertes Mobilitätskon-
zept aufgestellt werden. 

Ein weiteres Ziel ist die Entwicklung des Konzeptes im Sinne 
der Nachhaltigkeit und der Energieeffizienz.

München, 04. August 2021  Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung“

Bekanntmachung 
Bauleitplanverfahren
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des 
Baugesetzbuches (BauGB)
i.V.m. Hinweis gemäß § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB
– Beschleunigtes Verfahren –

Stadtbezirk 2 Ludwigvorstadt-Isarvorstadt

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2168
Schützenstraße (südlich und östlich), Luitpoldstraße
(westlich), Prielmayerstraße (nördlich)
(Teiländerung der Bebauungspläne Nrn. 41b, 41c und 688)
– Karstadt am Bahnhofplatz –

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Es wird keine Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

Die Vollversammlung des Stadtrats hat am 23.06.2021 be-
schlossen, für das vorgenannte Gebiet einen Bebauungsplan 
mit Grünordnung Nr. 2168 aufzustellen.

Der Warenhauskomplex Karstadt München Bahnhofplatz be-
steht aus dem denkmalgeschützten ehemaligen „Warenhaus 
Hermann Tietz“ direkt am Bahnhofplatz und dem langge-
streckten Erweiterungsbau aus dem Jahr 1971.

Städtebauliches Ziel des Bebauungsplanes mit Grünordnung 
ist die Auflösung des langgestreckten Baukörpers und die 
Entwicklung eines neuen, offenen, durchlässigen und nutzungs-
gemischten Stadtbausteins mit Einzelhandels-, Büro- und 
Hospitalityflächen (Dienstleistung, Hotel). Das denkmalge-
schützte Kaufhausgebäude soll von dem neu geplanten Er-
weiterungsbau freigestellt werden. Geplant ist insbesondere 
die Entwicklung einer attraktiven Erdgeschosszone als Vor-
aussetzung für einen lebendigen öffentlichen Raum und einer 
städtebaulich und freiraumplanerisch attraktiven Verbindung 
von der Altstadt bis zum Hauptbahnhof. 

Der Neubau soll mit der kontextuellen Struktur der Umgebung 
verwebt werden. Eine Verbesserung der Attraktivität für das 
Quartier wird durch eine neue Durchlässigkeit, die Schaffung 
von qualitätsvollen Fußgänger- und Blickbeziehungen in 
Nord-Süd-Richtung und durch Angebote von Begrünung und 
Aufenthalt erreicht. In den Innenhöfen werden multifunktional 
nutzbare Grün- und Freiflächen geschaffen. Entlang der Priel-
mayerstraße sowie an der Schützenstraße sollen Großbaum-
standorte entstehen. Auf den Dächern sind qualitätsvolle Gär-
ten geplant.
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Der Straßenraum in der Prielmayerstraße wird barrierefrei und 
offen gestaltet, ohne jedoch die Belange des beschleunigten 
Tramverkehrs einzuschränken. Zur Aufwertung des öffentli-
chen Raums werden die Arkaden entlang der Schützenstraße 
und der Prielmayerstraße beibehalten. Basierend auf dem 
sehr guten öffentlichen Personennahverkehr und Fernverkehr 
sowie den weiteren Verkehrsmitteln und multimodalen Diens-
ten des Umweltverbunds wird eine umweltgerechte und ener-
gieeffiziente Mobilität gefördert. Die Parkhausnutzung soll 
beibehalten werden. Des Weiteren ist die Realisierung eines 
zusätzlichen Angebots von Fahrradstellplätzen, die verkehrs-
sicher und leicht erreichbar sein sollen, geplant.

Die grundsätzliche Machbarkeit der baulichen Neuentwick-
lung wurde in einer detaillierten Planungsstudie aufgezeigt. 
Das endgültige Konzept soll in einem durchzuführenden Pla-
nungswettbewerb ermittelt werden, der von einer intensiven 
Öffentlichkeitsbeteiligung begleitet werden soll.

München, 05. August 2021 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung

it@M  Jahresabschluß zum 31.12.2019

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 
16.03.2021 den Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, GuV, 
Lagebericht und Anhang mit Anlagennachweis, des Dienst-
leisters für Informations- und Telekommunikationstechnik der 
Stadt München (it@M), München für das Wirtschaftjahr 2019 
(01. Januar bis 31. Dezember) festgestellt.

Der Gewinn des Wirtschaftsjahres 2019 wird auf neue Rech-
nung vorgetragen.

München, 03. August 2021

Dienstleister für Informations- und Telekommunikationstech-
nik der Stadt München (it@M)

gez. Thomas Bönig    
gez. Lutz Steffen Schmidt

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers  
vom 11. Februar 2020

An den Dienstleister für Informations- und Telekommunikati-
onstechnik der Stadt München (it@M), München

Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss des Dienstleisters für Infor-
mations- und Telekommunikationstechnik der Stadt München 
(it@M), München – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezem-
ber 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht des Dienstleisters für Informations- und Tele-
kommunikationstechnik der Stadt München (it@M), München, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse

 – entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesent-
lichen Belangen der Eigenbetriebsverordnung des Bundes-

landes Bayern i. V. m. den einschlägigen deutschen, für  
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 
2019 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 und

 – vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Bayern sowie 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwor-
tung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 
der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 
dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung des Bundeslandes Bayern i. V. m. den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermit-
telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahres-
abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – be-
absichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigen-
betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-
teilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
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klang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Bayern sowie den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Bundeslandes Bayern und den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und  
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im  
Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu  
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen  
Darstellungen ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Bayern sowie den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-
tigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen.
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus – 
identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-
absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkei-
ten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschun-
gen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.
 – gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

 – beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben.

 – ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten  
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-

steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigen-
betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 – beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zu Grunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze  
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

 – beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

 – führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunfts-
orientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenstän-
diges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zu Grunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.

München, am 11. Februar 2020

CURACON GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Zweigniederlassung München

Mohr   Faaß
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer

Jahresabschluss und Lagebericht des Dienstleisters für Infor-
mations- und Telekommunikations-technik werden hiermit 
festgestellt.

Der Jahresabschluss 2019 und der Lagebericht des Dienst-
leisters für Informations- und Telekom munikationstechnik der 
Stadt München (it@M), München, liegen in der Zeit vom 23. 
August 2021 bis 17. September 2021 jeweils von 09:00 Uhr bis 
15:00 Uhr am Agnes-Pockels-Bogen 21, Zimmer D 4.105, 
80992 München, zur Einsicht aus.

Aktueller Hinweis:
Anlässlich der Covid-19-Pandemie wird im Auslegungsraum 
um Beachtung des allgemeinen Abstandgebots und um Tra-
gen einer Mund-Nasen-Bedeckung gebeten.

gez. Lutz Steffen Schmidt
2. Werkleiter
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Berichtigung zur Bekanntmachung im Amtsblatt Sonder-
nummer 8 vom 11.08.2021 zur Verordnung der Landes-
hauptstadt München über die Arena in Fröttmaning  
(Arena-VO) vom 11. August 2021 sowie zur Verordnung 
der Landeshauptstadt München über das Stadion an  
der Grünwalder Straße (Grünwalder-Stadionverordnung) 
vom 11. August 2021

Im Übrigen behalten die Bekanntmachungen im Amtsblatt, 
Sondernummer 8 vom 11. August 2021 ihre Gültigkeit.

Verordnung der Landeshauptstadt München über die 
Arena in Fröttmaning (Arena-VO)

vom 11. August 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 19 
Abs. 6, Art. 23 Abs. 1, Art. 23b Abs. 1 und Art. 38 Abs. 3 des 
Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungs-
recht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13.12.1982 (BayRS 2011-2-I), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 27.04.2020 (GVBl. S. 236) 
folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich

(1)   Die Verordnung gilt für die umfriedete Versammlungsstätte 
(Arena) und die angeschlossene Anlage (Esplanade) des 
Stadions in München-Fröttmaning (Stadionanlagen). Die 
Versammlungsstätte (Arena) mit angeschlossener Anlage 
(Esplanade) wird von einer privaten Stadiongesellschaft 
betrieben.

(2)   Die Verbote nach § 6 gelten im räumlichen Umgriff der 
Stadionanlagen. Dieser umfasst die Busparkplätze Nord, 
Süd und Gäste mit Ausnahme des Standortes des Busses 
des Fanprojektes sowie die nördliche U-Bahnrampe, den 
Rettungsweg östlich der Esplanade sowie den Fußweg mit 
Fußgängerbrücke westlich der Gleisanlage am Rande der 
Fröttmaninger Heide.

(3)   Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches im Sinne 
dieser Verordnung ergeben sich aus der Karte im Maßstab 
von 1:5000, ausgefertigt am 11. August 2021, die als  
Anlage 1 Bestandteil dieser Verordnung ist.

§ 2 Verhalten in den Stadionanlagen

Personen, die sich in den Stadionanlagen aufhalten, ist nicht 
erlaubt:

 a)  die nicht für den allgemeinen Gebrauch vorgesehenen 
Bauten und Einrichtungen, insbesondere Fassaden, 
Zäune, Mauern, Mauerbrüstungen, Umfriedungen der 
Spielfläche, Beleuchtungsanlagen, Kamerapodeste, 
Masten aller Art, Dächer einschließlich etwaiger Ab-
spann-Vorrichtungen und Verankerungen zu besteigen 
oder zu übersteigen;

 b)  bauliche Anlagen, sonstige Einrichtungen oder Wege zu 
beschriften, zu bekleben, zu verkratzen oder zu beschä-
digen, gleich welcher Art;

 c)  Sprühdosen mit schädlichem Inhalt, ätzende oder fär-
bende Substanzen oder Gegenstände mitzuführen, die 
als Hieb-, Stoß- oder Stichwaffen verwendet werden 
können;

 d)  Blumen- und Sträucheranpflanzungen zu betreten;

 e)  Feuer zu machen;

 f)  Feuerwerkskörper, Rauchpulver, pyrotechnische Gegen-
stände oder Leuchtkugeln mitzuführen, abzubrennen 
oder abzuschießen;

 g)  außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder 
die Stadionanlagen in anderer Weise, insbesondere 
durch Wegwerfen von Sachen, zu verunreinigen;

 h)  das Errichten, Aufstellen, Anbringen oder Lagern von 
Gegenständen, insbesondere das Aufstellen von Zelten 
und Wohnwägen, sowie das Nächtigen in den Stadion-
anlagen;

 i)  ohne Erlaubnis der*des Betreiber*in oder der*des jeweili-
gen Veranstalter*in Waren und Eintrittskarten zu verkaufen, 
Drucksachen zu verteilen und Sammlungen durchzufüh-
ren;

 j)  das Einbringen von Gegenständen durch oder über die 
Außenumzäunung in die Arena hinein.

§ 3 Aufenthalt in der umfriedeten Versammlungsstätte 
(Arena)

(1)   Innerhalb der Arena dürfen sich zum Zweck des Zuschau-
ens bzw. des Besuchs nur Personen aufhalten, die eine 
gültige Eintrittskarte oder einen sonstigen Berechtigungs-
ausweis der*des Betreiber*in oder der*des Veranstalter*in 
mit sich führen. Jede Person ist beim Betreten der Arena 
verpflichtet, diese Eintrittskarte oder diesen Berechti-
gungsausweis unaufgefordert vorzulegen und auf Verlan-
gen zur Überprüfung oder Entwertung auszuhändigen 
oder ihre sonstige Berechtigung nachzuweisen. Es darf 
nur der auf der Eintrittskarte für die jeweilige Veranstaltung 
angegebene Platz eingenommen werden; § 4 Abs. 3 bleibt 
hiervon unberührt.

(2)  Der Kontroll- und Ordnungsdienst ist berechtigt, Perso-
nen, auch durch den Einsatz technischer Hilfsmittel, dar-
aufhin zu untersuchen, ob sie aufgrund von Alkohol- oder 
Drogenkonsum oder wegen des Mitführens von Waffen 
oder von gefährlichen oder feuergefährlichen Gegenstän-
den (im Sinne von § 2 und § 5) ein Sicherheitsrisiko dar-
stellen. Die Durchsuchung erstreckt sich auch auf mitge-
führte Gegenstände. Im Weigerungsfall kann der Zutritt 
verwehrt werden.

(3)   Personen, die ihre Berechtigung zum Aufenthalt nicht 
nachweisen können, und Personen, bei denen aufgrund  
ihres Auftretens, Verhaltens oder Zustandes davon auszu-
gehen ist, dass ihre Anwesenheit eine Gefahr für Leben, 
Gesundheit, Sachwerte Dritter oder ein sonstiges Sicher-
heitsrisiko darstellt, sind zurückzuweisen und am Betreten 
der Arena zu hindern. Dasselbe gilt für Personen, gegen 
die innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ein Sta dion-
verbot ausgesprochen worden ist.

§ 4 Verhalten in der umfriedeten Versammlungsstätte 
(Arena)

Die in § 2 beschriebenen Verhaltensvorschriften gelten neben 
den folgenden Vorschriften und Verboten in der Arena: 

(1)   In der Arena haben sich Besucher*innen so zu verhalten, 
dass keine anderen Personen geschädigt, gefährdet oder – 
mehr als nach den Umständen unvermeidbar – behindert 
oder belästigt werden.

(2)   Die Besucher*innen haben den Anordnungen der Polizei, 
des Kreisverwaltungsreferates, des Kontroll- und Ord-
nungsdienstes sowie Stadiondurchsagen Folge zu leisten.
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(3)   Aus Sicherheitsgründen und zur Abwehr von Gefahren 
sind die Besucher*innen verpflichtet, auf Anweisung der 
Polizei oder des Kontroll- und Ordnungsdienstes andere 
Plätze als auf ihren Eintrittskarten vermerkt – auch in an-
deren Blöcken – einzunehmen. Alle Auf- und Abgänge  
sowie die Rettungs- bzw. Fluchtwege sind freizuhalten.

§ 5 Verbote in der umfriedeten Versammlungsstätte  
(Arena)

(1)  Den Besucher*innen ist in der Arena das Mitführen folgen-
der Gegenstände untersagt:

 a)  gewaltverherrlichendes, rassistisches oder durch ande-
re Arten gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit,  
wie z.B. Homophobie, Antisemitismus, Antiziganismus, 
gekennzeichnetes Propagandamaterial;

 b)  Sachen, die als Waffen oder Wurfgeschosse Verwen-
dung finden können, insbesondere Flaschen, Becher, 
Krüge oder Dosen, die aus zerbrechlichem, splitterndem 
oder besonders hartem Material hergestellt sind;

 c)  sperrige Gegenstände wie Leitern, Hocker, Stühle,  
Kisten, Reisekoffer, Kinderwagen;

 d)  Fahnen- oder Transparentstangen, die länger als 1 Me-
ter sind oder deren Durchmesser größer als 3 Zentime-
ter ist;

 e)  alkoholische Getränke aller Art, wenn Alkoholverbot be-
steht;

 f)  Tiere. Ausnahmen hiervon können für Führer*innen von 
Assistenzhunden von der das Hausrecht ausübenden 
Person bzw. Organisation gewährt werden;

 g)  mechanisch betriebene Lärminstrumente (Pressluftfan-
faren), Geräte zur Geräusch- oder Sprachverstärkung 
(z.B. Megaphon) oder sonstige gefährliche Gegenstände 
(z.B. Laserpointer).

(2)  Verboten ist den Besucher*innen weiterhin:

 a)  gewaltverherrlichende, rassistische oder durch andere 
Arten gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, wie 
z.B. Homophobie, Antisemitismus, Antiziganismus,  
gekennzeichnete Parolen zu äußern oder zu verbreiten 
sowie Bevölkerungsgruppen durch Äußerungen oder 
Gesten zu diskriminieren;

 b)  Bereiche, die nicht für Besucher*innen zugelassen sind 
(z.B. das Spielfeld, den Stadioninnenraum, die Funktions-
räume) zu betreten;

 c) mit Gegenständen aller Art zu werfen.

§ 6 Umgriff

Unabhängig von den kraft Gesetzes ohnehin bestehenden 
Verbotstatbeständen ist im räumlichen Umgriff der Stadion-
anlagen gem. § 1 Abs. 2 dieser Verordnung an den jeweiligen 
Spieltagen ab 4 Stunden vor Spielbeginn und bis 2 Stunden 
nach Ende der Spiele untersagt:

 a)  gewaltverherrlichende, rassistische oder durch andere 
Arten gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, wie 
z.B. Homophobie, Antisemitismus, Antiziganismus, ge-
kennzeichnete Parolen zu äußern oder zu verbreiten so-
wie Bevölkerungsgruppen durch Äußerungen, Gesten 
oder Propagandamaterial zu diskriminieren;

 b)  Waffen oder sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach 
zur Verletzung von Personen oder zur Beschädigung 
von Sachen geeignet und den Umständen nach dazu 
bestimmt sind, ohne Erlaubnis der zuständigen Behörde 
mit sich zu führen;

 c)  Feuer zu machen, Feuerwerkskörper, Rauchkörper, 
Leuchtkugeln oder andere pyrotechnische Gegenstände 
mit sich zu führen, abzubrennen oder abzuschießen;

 d)  Gegenstände oder Kleidung in einer Art und Weise zu 
nutzen, die geeignet und den Umständen nach darauf 
gerichtet ist, die Feststellung der Identität zu verhindern 
(Vermummungsverbot);

 e)  das Mitführen von Glasflaschen beim gemeinsamen 
Marsch einer größeren Anzahl von Menschen zur Arena 
(Fanmarsch; ein Fanmarsch ist in der Regel bei einem 
geschlossenen Auftreten einer größeren Personengrup-
pe in der Öffentlichkeit, wobei die innere Verbundenheit 
der Gruppierung durch Kleidung und / oder das ent-
sprechende Verhalten, wie skandierende Rufe bzw. Ge-
sang deutlich wird, anzunehmen);

 f)  das Einbringen von Gegenständen durch oder über die 
Außenumzäunung in das Stadion hinein.

§§ 2 bis 5 bleiben hiervon unberührt.

§ 7 Anordnungen für den Einzelfall

(1)   Die Landeshauptstadt München kann im Vollzug des Art. 
19 bzw. Art. 23 und Art. 23b des Landesstraf- und Verord-
nungsgesetzes zum Schutz der dort genannten Rechts-
güter, insbesondere zur Verhütung von Gefahren für Leben, 
Gesundheit, Eigentum oder Besitz, Anordnungen für den 
Einzelfall erlassen.

(2)   Auf Antrag kann das Kreisverwaltungsreferat im Einzelfall 
eine Befreiung von den in §§ 2, 5 und 6 aufgeführten  
Verboten erteilen, soweit nicht öffentliche Interessen ent-
gegenstehen.

§ 8 Zuwiderhandlungen

(1)   Nach Art. 19 Abs. 7, 23 Abs. 3, 23b Abs. 2 und 38 Abs. 4 
LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich

 a)  sich entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 ohne Nachweis der Auf-
enthaltsberechtigung in der Arena aufhält;

 b)  entgegen § 3 Abs. 1 Satz 3 bei einer Veranstaltung einen 
anderen als den auf der Eintrittskarte angegebenen 
Platz einnimmt;

 c)  entgegen § 4 Abs. 1 in den Stadionanlagen durch das 
eigene Verhalten andere gefährdet oder schädigt oder 
wer den in §§ 2, 5 und 6 enthaltenen Bestimmungen zu-
widerhandelt;

 d)  Anordnungen nach § 4 Abs. 2 und 3 oder § 7 Abs. 1 
nicht nachkommt bzw. zuwiderhandelt oder Auf- und 
Abgänge sowie Rettungs- bzw. Fluchtwege nicht freihält 
(§ 4 Abs. 3 Satz 2).

(2)   Außerdem können Personen, die gegen die Vorschriften 
dieser Verordnung verstoßen, ohne Entschädigung aus  
der Arena verwiesen und mit einem Zutrittsverbot belegt 
werden.

(3)   Andere Bußgeldvorschriften, insbesondere über die Ver-
wendung von pyrotechnischen Gegenständen oder die 
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einschlägigen Vorschriften des Waffengesetzes, die bei öf-
fentlichen Veranstaltungen das Führen von Schusswaffen, 
Hieb- oder Stichwaffen verbieten, bleiben unberührt.

§ 9 Hausrecht

Das Hausrecht in der Arena übt die*der Betreiber*in des Sta-
dions und ggf. für die Dauer einer Veranstaltung auch die*der 
jeweilige Veranstalter*in aus. Darüber hinausgehende Rege-
lungen hausrechtlicher Art bleiben durch diese Verordnung 
unberührt.

§ 10 In-Kraft-Treten

(1)   Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

(2)   Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt 
München über die Arena in Fröttmaning (Arena-VO) vom 
29.07.2005 (MüABl. S. 353, ber. S. 435) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 11. August 2021 be-
schlossen.

München, 11. August 2021 i.V. Katrin Habenschaden
  2. Bürgermeisterin
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Anlage 1 zur 
Arena-VO
Plan gefertigt am 26.07.2021

München, den 11. August 2021

i.V.
Katrin Habenschaden
2. Bürgermeisterin

Amtsblatt_23.indd   463Amtsblatt_23.indd   463 16.08.21   19:5416.08.21   19:54



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 23/2021

464

Verordnung der Landeshauptstadt München  
über das Stadion an der Grünwalder Straße  
(Grünwalder-Stadionverordnung) 

vom 11. August 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 19 
Abs. 6, Art. 23 Abs. 1, Art. 23b Abs. 1 und Art. 38 Abs. 3 des 
Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungs-
recht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13.12.1982 (BayRS 2011-2-I), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.04.2020 (GVBl. S. 236) 
folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Benutzungsordnung gilt für die umfriedete Versamm-
lungsstätte des Stadions an der Grünwalder Straße (Stadion) 
sowie den räumlichen Umgriff des Stadions. Der räumliche 
Umgriff des Stadions umfasst die Bereiche außerhalb des 
Stadions bis zu den drei U-Bahn-Stationen Silberhornstraße 
(nördlich der Versammlungsstätte), Wettersteinplatz (südlich) 
und in Verlängerung der Pilgersheimerstraße sowie Birken-
leiten bis zum Candidplatz (westlich) inklusive aller dortigen  
unterirdischen U-Bahn-Geschosse und Aufgänge. Die Fläche 
des sog. „Giesinger Grünspitz“ wird im räumlichen Umgriff 
ausgenommen. Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
im Sinne dieser Verordnung ergeben sich aus der Karte im 
Maßstab von 1:4000, ausgefertigt am 11. August 2021, die als 
Anlage 1 Bestandteil dieser Verordnung ist.

§ 2 Aufenthalt 

(1)  In den Versammlungsstätten und Anlagen des Stadions an 
der Grünwalder Straße dürfen sich nur Personen aufhalten, 
die eine gültige Eintrittskarte oder einen sonstigen Berech-
tigungsausweis mit sich führen oder die ihre Aufenthalts-
berechtigung für diese Veranstaltung auf eine andere Art 
nachweisen können. Eintrittskarten und Berechtigungsaus-
weise sind innerhalb der Stadionanlagen auf Verlangen der 
Polizei oder des Kontroll- und Ordnungsdienstes vorzuwei-
sen.

(2)   Zuschauer*innen haben den auf der Eintrittskarte für die 
jeweilige Veranstaltung angegebenen Platz einzunehmen.

(3)   Für den Aufenthalt im Stadion an veranstaltungsfreien  
Tagen gelten die von der Stadt im Einvernehmen mit den 
Stadionnutzer*innen getroffenen Anordnungen.

§ 3 Eingangskontrolle 

(1)   Jede*r Besucher*in ist beim Betreten der Stadionanlagen 
verpflichtet, dem Kontroll- und Ordnungsdienst die Ein-
trittskarte oder den Berechtigungsausweis unaufgefordert 
vorzuzeigen und auf Verlangen zur Überprüfung auszuhän-
digen.

(2)   Der Kontroll- und Ordnungsdienst ist berechtigt, Personen – 
auch durch den Einsatz technischer Hilfsmittel – daraufhin 
zu untersuchen, ob sie aufgrund von Alkohol oder Drogen-
konsum oder wegen des Mitführens von Waffen oder von 
gefährlichen oder feuergefährlichen Sachen ein Sicherheits-
risiko darstellen. Die Untersuchung erstreckt sich auch auf 
mitgeführte Gegenstände.

(3)   Personen, die ihre Aufenthaltsberechtigung nicht nach-
weisen können, und Personen, die ein Sicherheitsrisiko 
darstellen, sind zurückzuweisen und am Betreten des Sta-
dions zu hindern. Dasselbe gilt für Personen, gegen die ein 
bundesweites Stadionverbot ausgesprochen worden ist.

§ 4 Verhalten im Stadion 

(1)   Innerhalb der Stadionanlagen hat sich jede*r Besucher*in 
so zu verhalten, dass keine anderen Personen geschädigt, 
gefährdet oder – mehr als nach den Umständen unver-
meidbar – behindert oder belästigt werden.

(2)   Die Besucher*innen haben den Anordnungen der Polizei, 
der Feuerwehr, des Kontroll-, des Ordnungs- und des  
Rettungsdienstes sowie Stadiondurchsagen Folge zu leis-
ten.

(3)   Aus Sicherheitsgründen und zur Abwehr von Gefahren 
sind die Besucher*innen verpflichtet, auf Anweisung der 
Polizei oder des Kontroll- und Ordnungsdienstes andere 
Plätze als auf ihren Eintrittskarten vermerkt – auch in  
anderen Blöcken – einzunehmen.

(4)   Alle Auf- und Abgänge sowie die Rettungswege sind frei-
zuhalten.

§ 5 Verbote 

(1)   Den Besucher*innen ist im Stadion das Mitführen folgen-
der Gegenstände untersagt: 

 a)  gewaltverherrlichendes, rassistisches oder durch andere 
Arten gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, wie 
z.B. Homophobie, Antisemitismus, Antiziganismus, ge-
kennzeichnetes Propagandamaterial; 

 b)  Waffen oder sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach 
zur Verletzung von Personen oder zur Beschädigung  
von Sachen geeignet und den Umständen nach dazu 
bestimmt sind; 

 c)  Sachen, die als Waffen oder Wurfgeschosse Verwen-
dung finden können; 

 d) Gassprühdosen, ätzende oder färbende Substanzen; 

 e)  Flaschen, Becher, Krüge oder Dosen, die aus zerbrechli-
chem, splitterndem oder besonders hartem Material 
hergestellt sind; 

 f)  sperrige Gegenstände wie Leitern, Hocker, Stühle, Kisten, 
Reisekoffer; 

 g)  Feuerwerkskörper, Leuchtkugeln und andere pyrotech-
nische Gegenstände; 

 h)  Fahnen- oder Transparentstangen, die länger als 1 m 
oder deren Durchmesser größer als 3 cm ist; 

 i)  mechanisch betriebene Lärminstrumente (z. B. Pressluft-
fanfaren), Geräte zur Geräusch- oder Sprachverstärkung 
(z.B. Megaphon) oder sonstige gefährliche Gegenstände 
(z. B. Laserpointer);

 j)  alkoholische Getränke aller Art, wenn Alkoholverbot be-
steht; 

 k)  Tiere. Ausnahmen hiervon können für Führer*innen von 
Assistenzhunden von der das Hausrecht ausübenden 
Person bzw. Organisation gewährt werden. 

(2)  Verboten ist den Besucher*innen im Stadion weiterhin:

 a)  gewaltverherrlichende, rassistische oder durch andere 
Arten gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, wie 
z.B. Homophobie, Antisemitismus, Antiziganismus,  
gekennzeichnete Parolen zu äußern oder zu verbreiten  
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sowie Bevölkerungsgruppen durch Äußerungen oder 
Gesten zu diskriminieren; 

b)  nicht für die allgemeine Benutzung vorgesehene Bauten 
und Einrichtungen, insbesondere Fassaden, Zäune, Mau-
ern, Umfriedungen, Absperrungen, Beleuchtungsanlagen, 
Kamerapodeste, Bäume, Maste aller Art und Dächer zu 
besteigen oder zu übersteigen; 

c)  Bereiche, die nicht für Besucher*innen zugelassen sind 
(z.B. das Spielfeld, den Innenraum, die Funktionsräume), 
zu betreten;

d) mit Gegenständen aller Art zu werfen; 

e)  Feuer zu machen, Feuerwerkskörper, Rauchkörper oder 
Leuchtkugeln abzubrennen oder abzuschießen; 

f)  ohne Erlaubnis der Stadt oder der*des Stadionnutzer*in 
Waren und Eintrittskarten zu verkaufen, Drucksachen zu 
verteilen und Sammlungen durchzuführen; 

g)  bauliche Anlagen, Einrichtungen oder Wege zu beschrif-
ten, zu bemalen oder zu bekleben; 

h)  außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder 
das Stadion in anderer Weise, insbesondere durch das 
Wegwerfen von Sachen, zu verunreinigen. 

(3)   Den Besucher*innen ist im räumlichen Umgriff außerhalb 
des Stadions im Sinne des § 1 unabhängig von den kraft 
Gesetzes ohnehin bestehenden Verbotstatbeständen an 
den jeweiligen Spieltagen ab 4 Stunden vor Spielbeginn 
und bis 2 Stunden nach Ende der Spiele untersagt:

a)  gewaltverherrlichende, rassistische oder durch andere  
Arten gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, wie z.B. 
Homophobie, Antisemitismus, Antiziganismus, gekenn-
zeichnete Parolen zu äußern oder zu verbreiten sowie  
Bevölkerungsgruppen durch Äußerungen, Gesten oder 
Propagandamaterial zu diskriminieren;

b)  Waffen oder sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach  
zur Verletzung von Personen oder zu Beschädigung von 
Sachen geeignet und den Umständen nach dazu be-
stimmt sind, ohne Erlaubnis der zuständigen Behörde  
mit sich zu führen;

c)  Feuer zu machen, Feuerwerkskörper, Rauchkörper, 
Leuchtkugeln oder andere pyrotechnische Gegenstände 
mit sich zu führen, abzubrennen oder abzuschießen;

d)  Gegenstände oder Kleidung in einer Art und Weise zu 
nutzen, die geeignet und den Umständen nach darauf 
gerichtet ist, die Feststellung der Identität zu verhindern 
(Vermummungsverbot);

e)  das Mitführen von Glasflaschen beim gemeinsamen 
Marsch einer größeren Anzahl von Menschen zum Stadi-
on (Fanmarsch; ein Fanmarsch ist in der Regel bei einem 
geschlossenen Auftreten einer größeren Personengruppe 
in der Öffentlichkeit, wobei die innere Verbundenheit der 
Gruppierung durch Kleidung und / oder das entsprechen-
de Verhalten, wie skandierende Rufe bzw. Gesang deut-
lich wird, anzunehmen);

f)  das Einbringen von Gegenständen durch oder über die 
Außenumzäunung in das Stadion hinein.

§ 6 Anordnungen für den Einzelfall

(1)   Die Landeshauptstadt München kann im Vollzug des  

Art. 19 bzw. 23 und Art. 23b des Landesstraf- und Verord-
nungsgesetzes zum Schutz der dort genannten Rechts-
güter, insbesondere zur Verhütung von Gefahren für Leben, 
Gesundheit, Eigentum oder Besitz, Anordnungen für den 
Einzelfall erlassen.

(2)   Auf Antrag kann das Kreisverwaltungsreferat im Einzelfall 
eine Befreiung von den in § 5 aufgeführten Verboten ertei-
len, soweit nicht öffentliche Interessen entgegenstehen.

§ 7 Unfälle und Schäden 

Unfälle oder Schäden sind der Stadt unverzüglich zu melden.

§ 8 Hausrecht 

Das Hausrecht im Stadion übt neben der Landeshauptstadt 
München – Referat für Bildung und Sport – Sportamt für die 
Dauer der Veranstaltung die*der jeweilige Veranstalter*in aus. 

§ 9 Zuwiderhandlungen 

(1)   Wer den Vorschriften der §§ 2, 3, 4 und 5 dieser Verord-
nung zuwiderhandelt, kann gemäß Art. 19 Abs. 7, 23 Abs. 
3, 23b Abs. 2 und 38 Abs. 4 LStVG in Verbindung mit den 
Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) mit Geldbuße belegt werden.

(2)  Andere Bußgeldvorschriften bleiben unberührt.

(3)   Besteht der Verdacht einer strafbaren Handlung oder einer 
sonstigen Ordnungswidrigkeit, so kann Anzeige erstattet 
werden.

(4)   Außerdem können Personen, die gegen die Vorschriften 
der Stadionordnung verstoßen, ohne Entschädigung aus 
dem Stadion verwiesen und mit einem Stadionverbot be-
legt werden.

(5)   Verbotenerweise mitgeführte Sachen werden sichergestellt 
und – soweit sie für ein strafrechtliches Ermittlungsverfah-
ren nicht benötigt werden – nach dem Wegfall der Voraus-
setzungen für die Sicherstellung zurückgegeben.

§ 10 Inkrafttreten 

(1)  Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt 
München über das Stadion an der Grünwalder Straße 
(Grünwalder-Stadionverordnung) vom 13.10.2016 (MüABl. 
S. 414) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 11. August 2021 be-
schlossen.

München, 11. August 2021 i.V. Katrin Habenschaden
  2. Bürgermeisterin
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11. August 2021

-

i.V.
Katrin Habenschaden
2. Bürgermeisterin
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Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Rosemarie Hingerl
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Thomas Böhle
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Dr. Alexander Dietrich
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Thomas Bönig
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de

Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte,
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen
Themen. Die Mitarbeiter/innen stehen mit Rat und Hilfeleis-
tung zur Verfügung. Öffnungszeiten: Coronabedingt derzeit 
nur Montag bis Freitag 10 bis 18 Uhr; Telefon 22 23 24 oder 
Mail an stadtinformation@muenchen.de

München Handbuch
Antworten zu allen wichtigen Fragen an die Stadtverwaltung 
liefert das München-Handbuch. Von der Abfallberatung bis 
zum Zweckentfremdungsverbot bietet es ein breites Angebot 
städtischer Dienstleistungen übersichtlich aufbereitet mit  
Adressen, Öffnungszeiten und Beratungsmöglichkeiten. Die 
266 Seiten starke Broschüre gibt es kostenlos in der Stadt- 
Information im Rathaus.

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Landeshauptstadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab  
12 Uhr unter ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter 
sowie als Push-Nachricht abonniert werden unter der Adresse 
muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Ratsinformationssystem
Was macht der Münchner Stadtrat? Darüber informiert Sie 
RIS, das RatsInformationsSystem der Stadt München. RIS 
stellt unter ris-muenchen.de Ihnen die Anträge, Anfragen so-
wie die öffentlichen Vorlagen und Beschlüsse zur Verfügung, 
mit denen sich der Münchner Stadtrat befasst.
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Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet
Unter der Adresse muenchen.de/stadtrat-live können Interes-
sierte die Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet 
mitverfolgen. Auf der Seite finden sich auch die Links zur  
jeweiligen Tagesordnung sowie zu den Sitzungsprotokollen.

Stellenausschreibungen der Stadt München
Informationen zur Stadt München als Arbeitgeberin sowie zu 
Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt finden Sie  
unter muenchen.de/karriere

„Die Stadt informiert“
Wissenswertes zu aktuellen Themen der Stadt finden Sie  
unter stadtinfo.muenchen.de

Das „Münchner Stadtrecht“
Eine Sammlung der vom Stadtrat der Landeshauptstadt  
München erlassenen Satzungen und Verordnungen ist zu  
finden unter muenchen.de/stadtrecht

Elektronische Vergabeplattform der Stadt München
Seit 18.10.2018 werden EU-Ausschreibungen der Landeshaupt-
stadt München nur noch elektronisch über die eVergabe-
Plattform unter vergabe.muenchen.de veröffentlicht inklusive 
der gesamten Kommunikation mit Ihnen. Weitere Informatio-
nen unter muenchen.de/ausschreibungen

Kartendienst der Münchner Stadtverwaltung
München GeoPortal ist die zentrale Plattform für Themenkar-
ten der Stadt München. Hier finden Sie u.a. den Amtlichen 
Stadtplan, die Bebauungspläne oder den Radlstadtplan. Neben 
den interaktiven Karten finden Sie zu den jeweiligen Themen 
auch Internetseiten mit weiterführenden Informationen.  
GeoPortal München ist erreichbar unter geoportal.muenchen.de 

Social Media Register
Eine Auflistung des Angebots der Stadt München und ihrer 
Einrichtungen im Bereich Social Media finden Sie unter 
muenchen.de/social-media-register 
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